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Die US-amerikanischen Wahlen:  
Aussichten für eine neue amerikanische Außenpolitik 

           Richard E. Rubenstein1 
 

 
 

 Alle Präsidentschaftskandidaten – die Republikanischen ebenso wie die Demokratischen 
– werten die Außenpolitik der Regierung Bush als Misserfolg und haben das gleiche Ziel 
im Auge; eine Kursänderung in den Beziehungen zwischen den Vereinigten Staaten und 
ihren Verbündeten vorzunehmen. 

 
 Je nach Parteizugehörigkeit nehmen die Kandidaten eine unterschiedliche Haltung zum 

Irakkrieg ein. Die Demokraten versprechen, sogleich mit dem Abzug der Truppen zu be-
ginnen, während die Republikaner versichern, dass sie damit warten wollen, bis der 
Krieg “gewonnen wurde”.  

 Ob Demokrat oder Republikaner, der/die neue Präsident/in wird auch weiterhin Amerikas 
einzigartige Rolle als militärische und diplomatische Macht betonen und von dieser 
Grundannahme nicht abweichen.  

 
 Der Ton in der US-amerikanischen Außenpolitik wird sich unabhängig von der Parteizu-

gehörigkeit des/der neuen Präsidenten/in ändern. An den unverhältnismäßig hohen Mili-
tärausgaben wird sich jedoch nichts ändern, was der Betonung friedlicher Konfliktlösung 
in den Wahlkampfreden widerspricht. 

 
 
 
Die außenpolitischen Maßnahmen voraus-
zusehen, welche die Präsidentschaftskandi-
daten nach der Amtsübernahme ergreifen 
werden, entspricht in etwa dem Versuch, 
den Verlauf einer Ehe anhand der Trau-
ungszeremonie vorherzusagen. Was innen-
politische Themen wie die Reform der Kran-
kenversicherung oder Steuerreformen anbe- 
 

 
 
langt, deuten im Allgemeinen die Pro-
grammentwürfe der Kandidaten zumindest 
an – auch wenn sie vage und kaum durch-
führbar sind – welche Ziele sie nach der 
Amtsübernahme anstreben. Die außenpoli-
tische Arena ist jedoch traditionsgemäß par-
teiübergreifend, und Politiker hüten sich 
davor, sich auf eine spezifische außenpoliti- 
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sche Linie festzulegen, insbesondere wenn 
diese erhebliche Richtungsänderungen in 
der amerikanischen Außenpolitik beinhaltet. 
In der Vergangenheit haben Präsident-
schaftskandidaten – von Adlai Stevenson 
bis John Kerry – die Erfahrung machen 
müssen, dass es ihnen den politischen To-
desstoß versetzt, wenn sie als unentschlos-
sen, naiv, nicht nationalistisch genug oder 
als “weich” hinsichtlich der Sicherheitsbe-
drohung Amerikas gelten. Deshalb vermei-
den sie Aussagen zu spezifischen Pro-
grammen und greifen lieber auf staatsmän-
nisch klingende Erklärungen, eine patrioti-
sche Haltung und wohlklingende Parolen 
zurück. Es ist daher sehr riskant, das politi-
sche Handeln eines Kandidaten nach ge-
wonnener Wahl vorherzusagen.2 
 
(Un)gewohnte Einigkeit? Übereinstim-
mung zwischen Demokraten und Repu-
blikanern 
 
In diesem Wahljahr trifft man eine außerge-
wöhnliche Situation an, da der aus dem Amt 
scheidende Präsident in Misskredit geraten 
ist; seine Zustimmungsraten haben einen 
historischen Tiefstand erreicht und seine 
gesamte Außenpolitik wird von den Kandi-
daten beider Parteien als Misserfolg be-
trachtet. Obwohl Demokraten und Republi-
kaner bezüglich der Legitimität und Durch-
führung des Irakkriegs unterschiedlicher 
Auffassung sind (ein Thema, das an späte-
rer Stelle diskutiert wird), beklagen alle Spit-
zenkandidaten den weltweiten Prestigever-
lust der Vereinigten Staaten, die Schwä-
chung traditioneller Bündnisse, Amerikas 
geschwächte Stellung als führende globale 
Wirtschaftsmacht, den Fortbestand des ge-
gen die westliche Welt gerichteten Terroris-
mus und das Auftauchen neuer Bedrohun-
gen gegen “amerikanische Interessen” in 
der muslimischen Welt und anderswo. Ob 
die allgemeine Übereinstimmung, dass die-
ser Zustand geändert werden muss, zu we-
sentlichen politischen Kursänderungen füh-
ren wird und welcher Art diese Veränderun-
gen voraussichtlich sein werden, sind Fra-
gen, über die man nachdenken sollte. Die 

Kandidaten sind aber kaum dazu geneigt, 
uns detaillierte Antworten zu geben.  
 
Der Republikanische Spitzenkandidat, der 
wenig Veranlassung sieht, den amtierenden 
Republikanischen Präsidenten zu loben, ist 
der Ansicht, dass Kursänderungen vorge-
nommen werden müssen. “Meinungsumfra-
gen lassen erkennen, dass das Ansehen 
der Vereinigten Staaten derzeit geringer ist 
als zu irgendeinem anderen Zeitpunkt in der 
Geschichte, und die Auffassung, dass Ame-
rika lediglich seine eigenen Interessen ver-
folgt, breitet sich in zunehmendem Maße 
aus”, erklärte John McCain, der Präsident-
schaftskandidat der Republikaner. Deshalb 
fordert er, dass wir uns bemühen müssen, 
“unseren Ruf als führende Weltmacht wie-
derherzustellen, unsere moralische Glaub-
würdigkeit wiederzugewinnen und jene ge-
störten Beziehungen neu aufzubauen, die 
einst so viel Gutes an so vielen Orten be-
wirkt haben”.3 Diese Kritik unterscheidet sich 
nicht wesentlich von der Hillary Clintons: 
“Die Tragödie der letzten sechs Jahre be-
steht darin, dass die Regierung Bush sogar 
den Respekt, die Hoffnung und das Ver-
trauen unserer engsten Verbündeten ver-
spielt hat”4; oder von der Barack Obamas, 
der die Außenpolitik der Regierung als “tra-
gischen Irrtum” bezeichnete.5 
 
Andere Republikaner halten sich mit ihrer 
Kritik etwas mehr zurück und greifen Bush 
nicht ganz so direkt an, aber ihre indirekte 
Kritik unterscheidet sich im Grunde nicht 
von der McCains oder von jener der Demo-
kraten. Alle befürworten die Modernisierung 
und die Aufrüstung der amerikanischen 
Streitkräfte, die “Neubelebung” der amerika-
nischen Diplomatie, die Stärkung der stra-
pazierten Bündnisse, die Umorganisierung 
der zivilen Behörden, die für die Außenpoli-
tik verantwortlich sind sowie die Einrichtung 
neuer multilateraler Institutionen für den 
Ressourcentransfer in Entwicklungsländer – 
insbesondere solche mit “gemäßigten” Füh-
rern und Institutionen in der muslimischen 
Welt.6 McCain betont vor allem die Wieder-
belebung des Bündnisses mit Europa: “Mit 
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Europa verknüpfen uns einzigartige Bande, 
was Geschichte, Wertvorstellungen und 
Interessen anbelangt. Leider wurden diese 
strapaziert. Als Präsident wird es eine mei-
ner höchsten Prioritäten sein, die transatlan-
tische Partnerschaft neu zu beleben”. Diese 
Äußerungen unterscheiden sich nicht von 
denen Hillary Clintons: “Wir müssen unsere 
traditionelle Beziehung mit Europa, die 
durch gegenseitiges Vertrauen und gemein-
same Verantwortung gekennzeichnet war, 
wiederherstellen”. 
 
Meinungsverschiedenheiten zwischen 
Demokraten und Republikanern 
 
In der Außenpolitik bestehen natürlich ge-
wichtige Unterschiede zwischen den Kandi-
daten – insbesondere was den Irakkrieg 
anbelangt. Die Demokraten vertreten ein-
stimmig die Meinung, dass der Krieg ein 
Irrtum und unnötig war und obendrein 
schlecht durchgeführt wurde. Sie verspre-
chen, mit dem Abzug der Kampftruppen aus 
dem Irak in ihrem ersten Amtsjahr zu begin-
nen. Die Republikaner hingegen erklären, 
dass der Abzug der meisten Truppen erst 
nach “gewonnenem” Krieg beginnen kann – 
d.h. bis das Ausmaß an Gewalt so weit re-
duziert ist, dass sichergestellt ist, dass die 
irakische Armee und Polizei die öffentliche 
Ordnung aufrecht erhalten können. Aber 
auch hier muss man sich davor hüten, die 
Unterschiede zwischen den Kandidaten 
über zu bewerten. 
 
Ebenso wie ihre Demokratischen Rivalen 
wissen die Republikaner sehr wohl, dass 
der Krieg mittlerweile bei den Wählern sehr 
unpopulär geworden ist. Nachdem sie ver-
kündeten, die Truppenverstärkung (“surge”) 
des letzten Jahres sei ein Erfolg gewesen, 
haben sie der sofortigen Reduzierung eini-
ger Kampftruppen zugestimmt und gleich-
zeitig versichert, sie seien entschlossen, von 
der irakischen Regierung die Einlösung ihrer 
Versprechen einzufordern: Aussöhnung mit 
der sunnitischen Bevölkerung, gerechte 
Verteilung der Öleinkünfte und Übernahme 
der Verantwortung für die innere Sicherheit. 

Die Demokraten sind gegen einen “unver-
antwortlichen” Truppenabzug. Im Gegensatz 
zu dem Kongressabgeordneten Dennis Ku-
cinich, dem ausgeschiedenen Demokrati-
schen Präsidentschaftskandidaten, der sich 
für einen sofortigen und bedingungslosen 
Truppenabzug aussprach, haben sowohl 
Obama (der von vornherein gegen den 
Krieg war) und Clinton (für die das nicht 
zutrifft) im Senat für die Weiterfinanzierung 
der Besatzung gestimmt. Ferner sprechen 
sich beide Kandidaten zwar nicht für perma-
nente Militärbasen im Irak aus, aber sie be-
fürworten eine fortdauernde Militärpräsenz, 
um Diplomaten und Zivilangestellte zu 
schützen, zur Ausbildung und Unterstützung 
der irakischen Armee beizutragen und den 
Kampf gegen jene Terroristen, die im Stil 
von al-Kaida operieren, weiterzuführen. 
 
Die Behauptung der Zeitschrift The Econo-
mist, dass “die Demokraten größere An-
strengungen unternehmen würden, mehr 
Truppen schneller nach Hause zu bringen” 
trifft wahrscheinlich zu.7 Aber man kann sich 
ohne weiteres Situationen vorstellen, in de-
nen ein(e) neu gewählte(r) demokratische(r) 
Präsident/in entscheiden könnte, die Trup-
pen nicht “überstürzt” abzuziehen, oder ein 
neu gewählter Republikanischer Präsident  
sich weigern könnte, sein Versprechen ein-
zuhalten, “den Kurs beizubehalten”. Was 
würde geschehen, falls Muktada al-Sadrs 
schlagkräftige al-Mahdi-Armee ihren be-
waffneten Kampf wieder aufnimmt und die 
Regierung al-Maliki scheitert? Würde Präsi-
dent Obama oder Präsidentin Clinton dem 
Irak und seinen gewaltigen Ölquellen den 
Rücken kehren? Würde Präsident McCain 
noch mehr Truppen in einen eskalierenden, 
möglicherweise endlosen Krieg entsenden? 
 
Wir müssen gestehen, dass wir keine Ant-
worten auf diese Fragen geben können, 
denn in den außenpolitischen Formulierun-
gen der Kandidaten bleiben strukturelle Fra-
gen unerwähnt, und ihre Aussagen sind 
vage. Das Problem besteht darin, dass we-
der die Kandidaten der einen noch der an-
deren Partei (mit Ausnahme des ausge-
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schiedenen Kandidaten Kucinich) versucht 
haben, die dem Irakkrieg und anderen impe-
rialen Fehlschlägen der jüngsten Vergan-
genheit zugrundeliegenden Ursachen zu 
identifizieren und sich mit ihnen auseinan-
derzusetzen. Im Allgemeinen werden rein 
subjektive Fehler für den Rückgang von 
Amerikas Einfluss und Ansehen verantwort-
lich gemacht: eine von Irrtümern gekenn-
zeichnete Gesinnung oder Philosophie der 
Bush-Regierung und ihrer neokonservativen 
Anhänger. 
 
Die einzigartige Nation: Keine wirklich 
veränderte Rhetorik?                    
 
Die Demokraten kritisieren Bushs “Unilate-
ralismus” und sein übermäßiges Vertrauen 
in militärische Lösungen für politische Pro-
bleme. Der ausgeschiedene Republikani-
sche Präsidentschaftskandidat Mike Hucka-
bee räumte ein: “Die arrogante Bunkermen-
talität der Regierung Bush hat sich im In- 
und Ausland als kontraproduktiv erwiesen”.8 
Alle Kandidaten versichern, dass sie der 
traditionellen Diplomatie größeren Respekt 
zollen werden, mehr Zurückhaltung hinsicht-
lich des Einsatzes militärischer Mittel üben 
wollen und aufgeschlossener für die Inter-
essen und Bedürfnisse anderer Völker sein 
werden. Aber das zentrale Thema – das 
amerikanische Streben nach globaler He-
gemonie und die Kontrolle über die wichtig-
sten Rohstoffquellen – wird durch Parolen 
wie “Führungsrolle” und das quasi-religiöse 
Pochen auf Amerikas einzigartig tugendhaf-
ter Rolle in der Welt übertüncht. 
 
Diese Haltung erwartet man von den Repu-
blikanern mit ihrer großen Anhängerschaft 
im Lager der konservativ-religiösen Nationa-
listen. Der ehemalige Republikanische Prä-
sidentschaftskandidat Romney zitierte bei-
fällig die Aussage von Shimon Peres zur 
Rolle der Vereinigten Staaten im Irak: “Man 
muss das in den richtigen Kontext stellen. 
Amerika ist einzigartig in der Weltgeschich-
te. Im letzten Jahrhundert gab es nur eine 
Nation, die bereit war, das Leben von Hun-
derttausenden ihrer eigenen Söhne und 

Töchter aus reiner Selbstlosigkeit zu op-
fern”. “Wir sind eine außergewöhnliche Na-
tion”, pflichtet der gekürte Republikanische 
Kandidat McCain bei, “wir repräsentieren 
eine nie zuvor erreichte Annäherung an die 
Vorstellung von der ‘leuchtenden Stadt auf 
dem Hügel’”. Auch die Demokraten schla-
gen ähnliche Töne an. Barack Obama meint 
(unter zustimmendem Kopfnicken Clintons): 
“Die Stunde Amerikas ist nicht vorbei, aber 
sie muss aufs Neue genutzt werden. Wer 
glaubt, Amerika sei in einem Stadium end-
gültigen Niedergangs, ignoriert Amerikas 
große Verheißung und geschichtliche Auf-
gabe in der Welt”. 
 
Natürlich kann man dies als bloße Wahl-
kampfparolen abtun, die darauf abzielen, 
einer desillusionierten Wählerschaft neuen 
Auftrieb und Inspiration zu geben. Allerdings 
vermittelt diese Art wohldurchdachter Viel-
deutigkeit gleichzeitig eine wirkungsvolle, 
unterschwellige Botschaft: Die Vereinigten 
Staaten sind eine einzigartige Nation, die 
eine besondere Rolle auf der Weltbühne 
spielt. Alle Kandidaten – unabhängig von 
ihrer Parteizugehörigkeit oder ihrem Weltbild 
– betrachten die Zeit des Kalten Krieges als 
das Goldene Zeitalter, in dem Amerikas 
Macht unangefochten war und die Vereinig-
ten Staaten auf der ganzen Welt respektiert 
wurden. Ob Republikaner oder Demokrat, 
die selbsterklärte Mission aller Kandidaten 
ist es, diese verloren gegangene Vormacht-
stellung wiederherzustellen. 
 
Daraus resultiert eine Art politische Schizo-
phrenie: Wir streben mehr Diplomatie und 
Multilateralismus an, aber wir beanspruchen 
die “Führungsrolle”. Wir wollen friedfertiger 
sein, aber wir müssen die Größe und Kapa-
zität der tödlichsten Streitkräfte der Welt 
erweitern. Im Gegensatz zu seinen Republi-
kanischen Parteifreunden lehnt McCain jede 
Form von Folter ab, unterstützt aber tatkräf-
tig einen Krieg, der das Leben im Irak für 
Millionen unschuldiger Zivilisten unerträglich 
macht. Obama forderte seine Demokrati-
schen Kollegen heraus, indem er erklärte, er 
werde diplomatische Gespräche sowohl mit 
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Amerikas Gegnern als auch mit seinen Ver-
bündeten führen. Als seine Rivalen ihn je-
doch als “naiv” bezeichneten, entgegnete er, 
er werde vor unilateralem Waffengebrauch 
nicht zurückschrecken, falls irgendjemand 
“unsere vitalen Interessen unmittelbar be-
droht”. Clinton beharrt auf dem Standpunkt, 
dass Diplomatie und Krieg Teil der gleichen 
Strategie sind. “Manchmal bedarf es des 
Einsatzes von Macht und manchmal von 
diplomatischen Mitteln; wenn beide ange-
messen eingesetzt werden, können sie sich 
gegenseitig befruchten”. 
 
Kurz gesagt, man findet so gut wie keine 
Anzeichen, dass einer der Kandidaten die 
Möglichkeit einer multilateralen oder nicht-
hegemonialen Weltordnung als Alternative 
zur amerikanischen Vormachtstellung in 
Erwägung zieht.9 Unabhängig von ihrer Par-
teizugehörigkeit und ihrer Weltanschauung 
akzeptieren alle die Hobbes’sche Vorstel-
lung, dass Anarchie die Alternative zur poli-
tischen Vormachtstellung einer einzelnen 
Großmacht ist. Dieser einseitigen Perspekti-
ve erliegen sogar liberale Intellektuelle wie 
der Herausgeber der Zeitschrift Foreign Po-
licy, der in einer vor kurzem erschienenen 
Ausgabe behauptete, die führenden Politiker 
in der Welt hätten “Hunger auf Amerika”, da 
sie erkannt hätten, dass 

 
… die Vereinigten Staaten zwar 
manchmal mit Härte vorgehen, dass 
die Alternativen aber viel schlimmer 
sind. Nur wenige wünschen sich eine 
Weltbühne unter der Regie autokra-
tischer Regime wie Russland oder 
China. Europa ist ineffektiv und 
kommt daher für eine führende Rolle 
kaum in Frage. Neben diesen Alter-
nativen sind – abgesehen von einem 
Leben in einem anarchischen Vaku-
um – kaum andere Möglichkeiten zu 
erkennen.10 

 
Dieses düstere Weltbild, dem alle Kandida-
ten beipflichten, betrachtet nicht nur alle 
Alternativen zur amerikanischen Vorherr-
schaft als Utopien, sondern es verneint auch 

die Möglichkeit, dass Diplomatie mehr sein 
kann als die Fortsetzung des Krieges mit 
anderen Mitteln. Die Vorstellung, dass Di-
plomaten und unabhängige Vermittler helfen 
können, die Auseinandersetzungen zwi-
schen Konfliktparteien zu transformieren, 
indem sie die zugrundeliegenden Ursachen 
des Konflikts identifizieren und abschwä-
chen, gehört nicht zum intellektuellen Rüst-
zeug der Kandidaten. Der Grund hierfür 
mag sein, dass sie nicht erkennen wollen, 
dass gerade das Streben nach Hegemonie 
selbst die zugrundeliegende Ursache für 
Gewalt ist. Daher kann man nur schwer ein-
schätzen, was von ihren Versprechen, wie-
der auf traditionelle diplomatische Mittel 
zurückgreifen zu wollen und militärische 
Gewalt nur als “letztes Mittel” einzusetzen, 
zu halten ist. Vergeblich sucht man in ihren 
Reden nach neuen kreativen Problemlö-
sungsansätzen hinsichtlich Israel/Palästina, 
Iran, Afghanistan, Pakistan, China, Russ-
land, Venezuela und anderer Nationen oder 
Völker, die sich tatsächlich oder potentiell 
mit der “Stadt auf dem Hügel” im Konfliktzu-
stand befinden. 
 
Zukunftsprognosen 
 
Aufgrund der hier vorgebrachten Argumente 
kann man meines Erachtens zwei Vorher-
sagen treffen. Erstens wird dir neue Regie-
rung in Washington einen gemäßigteren 
Ton anschlagen und den Schwerpunkt der 
amerikanischen Außenpolitik verlagern. 
Der/die neue Präsident/in, unabhängig von 
der Parteizugehörigkeit, wird versuchen, in 
stärkerem Maße diplomatische Mittel einzu-
setzen und von militärischer Gewalt mit 
mehr Bedacht Gebrauch machen als die 
Regierung Bush. Er/sie wird sich um den 
Wiederaufbau der strapazierten Bündnisse 
bemühen, mehr Bereitschaft zeigen, sich an 
multilateralen Initiativen zu beteiligen und 
wird den amerikanischen Beitrag zu interna-
tionalen Entwicklungsbemühungen erhöhen. 
Die Kompetenzstreitigkeiten zwischen dem 
Außenministerium, der CIA und dem Ver-
teidigungsministerium werden auch weiter-
hin bestehen, aber die neue Regierung wird 
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wahrscheinlich versuchen, den Ansichten 
des Außenministeriums mehr Gewicht 
beizumessen. (Aber man muss bedenken, 
dass man von den Demokraten, die Präsi-
dent Bush vorwerfen, er habe versagt, weil 
es ihm nicht gelungen ist, Osama bin Laden 
festzunehmen und das al-Kaida-Netzwerk 
zu zerschlagen, kaum erwarten kann, dass 
sie die CIA zügeln und die Spezialeinheiten 
des Verteidigungsministeriums in Schranken 
halten werden). 
 
Zweitens werden diese Veränderungen 
zwar mehr als nur oberflächlicher Schein 
sein, aber sie werden keinen grundlegenden 
Wandel bringen. Die Hauptgründe hierfür 
wurden schon erwähnt. Die Anstrengungen, 
welche die neue Regierung unternehmen 
wird, Amerikas Hegemonie zu erhalten, 
werden unweigerlich ihre Intentionen unter-
graben, mehr Gewicht auf gemeinschaftli-
che und friedliche Zusammenarbeit in der 
Welt zu legen – es sei denn, der/die zukünf-
tige Präsident/in wird sich insgeheim ein 
neues Paradigma der globalen Gesellschaft 
zu eigen machen (grundsätzlich möglich, 
aber nicht sehr wahrscheinlich). Was man-
che als “kluge Macht” bezeichnen, ist nichts 
weiter als eine Variante des alten Denkmu-
sters und birgt die gleichen Widersprüche. 
Es ging nie um die Frage, ob Präsident 
Bush dumm ist, wie viele seiner Kritiker be-
haupten, sondern das Problem ist, dass sein 
Denken in überholten imperialen Konzepten 
und Methoden verhaftet ist. 
 
Das heißt nicht, dass wir keine Hoffnung 
haben. Die Zeit wird kommen, vielleicht 
schon bald, wenn die amerikanische Bevöl-
kerung und ihre politischen Führer gezwun-
gen sein werden zu erkennen, dass die Ko-
sten für die angestrebte Aufrechterhaltung 
der militärischen und politischen Vormacht-
stellung der Vereinigten Staaten in einem 
Zeitalter beispielloser Globalisierung und 
Vielgestaltigkeit untragbar sind. Es ist eher 
diese Möglichkeit, denn ein Wechsel des 
Amtsinhabers im Weißen Haus, die mögli-
cherweise zu signifikanten Veränderungen 

in den internationalen Beziehungen Ameri-
kas führen wird.   
 
Washington, DC – 11. März 2008 
 
Übersetzung: Niels T. Clegg 
 
Die hier dargestellte Position des Autors 
spiegelt nicht zwangsläufig die Position der 
FES wider. 
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